
 

 

 
 

 
 
 

Bremerhaven, 04.08.2025 
 

Vorlage Nr. V+G/VGB 63/2025  

für die Sitzung des Ausschusses für Verfassung, Geschäftsordnung, Petitionsangele-
genheiten und Bürgerbeteiligung am 02.09.2025 

Beratung in öffentlicher Sitzung: ja Anzahl Anlagen: 2 

 
 
Novellierung des Ortsgesetzes über die Behandlung von Petitionen auf kommunaler 
Ebene 
 
Das im November 2023 durch die Stadtverordnetenversammlung beschlossene Petitionsorts-
gesetz hat sich in der praktischen Anwendung nicht in allen Punkten als effektiv erwiesen. 
Nach über 1,5 Jahren Anwendungspraxis zeigt sich, dass das Verfahren an einigen Stellen 
optimierungsbedürftig ist, um eine zügigere und strukturiertere Bearbeitung von Petitionen zu 
ermöglichen. Zudem besteht Anpassungsbedarf hinsichtlich einzelner redaktioneller Formu-
lierungen, welche im Vollzug zu Unklarheiten geführt haben bzw. führen könnten.  
 
Zur Verbesserung der Effizienz im Petitionsverfahren wird eine Novellierung des bestehen-
den Petitionsortsgesetzes vorgeschlagen. Die Überarbeitung umfasst insbesondere Verfah-
rensvereinfachungen sowie redaktionelle Anpassungen, mit dem Ziel, das Verfahren klarer, 
rechtssicherer und praktikabler zu gestalten. 
 
Das Rechtsamt wurde im Zuge der Erarbeitung der Novellierung eingebunden und hat den 
anliegenden Entwurf vom Ortsgesetz zur Änderung des Petitionsortsgesetzes erstellt.  
 
 
 
 Beschlussvorschlag 
Der Ausschuss stimmt dem anliegenden Entwurf des Ortsgesetzes zur Änderung des Orts-
gesetzes über die Behandlung von Petitionen auf kommunaler Ebene sowie der Begründung 
zu und empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, den Entwurf als Ortsgesetz zu beschlie-
ßen. 
 
Der Ausschuss bittet das Rechtsamt, den angefügten Entwurf des Ortsgesetzes zur Ände-
rung des Ortsgesetzes über die Behandlung von Petitionen auf kommunaler Ebene nebst der 
Begründung in die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 30. Oktober 2025 als Vor-
lage einzubringen.  
 
 
 
T. von Haaren 
Stadtverordnetenvorsteher 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1: - Ortsgesetz zur Änderung des Petitionsortsgesetzes (Entwurf) 
Anlage 2: - Begründung 
 


